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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2473/03
von Marie Isler Béguin (Verts/ALE), Charles Tannock (PPE-DE), Alima Boumediene-Thiery 
(Verts/ALE), Patsy Sörensen (Verts/ALE) und Miquel Mayol i Raynal (Verts/ALE)
an die Kommission

Betrifft:Gebiete an den Außengrenzen der erweiterten EU

Der Prozess der EU-Erweiterung nach Osten wird demnächst zu einer neuen Abgrenzung dieses 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Gebildes führen, da er für die beitretenden 
mitteleuropäischen und baltischen Staaten Harmonisierungs- und Schutzmaßnahmen sowie 
Heranführungshilfen vorsieht.

Die östlichen Grenzgebiete der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer, die von diesem 
kontinentweiten Prozess der wirtschaftlichen Angleichung im Rahmen der verschiedenen EU-
Erweiterungswellen besonders betroffen sind, kamen in den Genuss spezifischer Programme und 
Fördermaßnahmen, um sozioökonomische Schieflagen und Nachteile innerhalb ihrer Grenzen zu 
verhüten bzw. abzufedern. Die westlichen Grenzregionen der Nachbarstaaten dieser erweiterten EU, 
wie Belarus, Moldawien und die Ukraine, sind untrennbar und in hohem Maße von der Wirtschaft und 
dem interregionalen Handel mit ihren zahlreichen Partnern an den Westgrenzen abhängig. Die drei 
osteuropäischen Staaten, Teil der Geschichte und der Identität unseres Kontinents, deren frühere 
Regierungen, zumindest im Fall von Moldawien und Belarus, ihre Entschlossenheit bekundet haben, 
der EU beizutreten – für die Regierung der Ukraine stellt dies nach wie vor eine Priorität dar –, sind 
unmittelbar  von den Folgen der Erweiterung unserer Union auf allen Ebenen betroffen.

Am 11. Februar 2003 hat das Europäische Parlament den Entwurf eines Berichts von Pedro Marset 
Campos über die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Belarus: auf dem Weg zu einer 
künftigen Zusammenarbeit angenommen, worin es die Kommission auffordert, „für die westlichen 
Regionen der neuen Nachbarländer im Osten (Ukraine, Belarus, Moldawien) 
Gemeinschaftsprogramme und finanzielle Unterstützungsmaßnahmen im gleichen Umfang zu 
entwickeln, wie diejenigen, die bereits für die östlichen Regionen der benachbarten Kandidatenländer 
laufen, um zu verhindern, dass wirtschaftliche und soziale Bruchlinien an der künftigen Ostgrenze der 
erweiterten Europäischen Union auftreten, und um Schmuggel und illegale Einwanderung zu 
unterbinden“.

1. Welche Programme zur Wiederherstellung des interregionalen Gleichgewichts gedenkt die 
Kommission ins Werk zu setzen, um eine symmetrische soziale und wirtschaftliche Entwicklung auf 
beiden Seiten seiner künftigen Ostgrenze zu fördern und Bruchstellen zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine, Moldawien und Belarus andererseits zu verhindern?

2. Welche präventiven Maßnahmen gedenkt die Kommission zu erlassen, um an dieser 
Ostgrenze den grenzüberschreitenden Handel zu regeln, der in der Ukraine ein Drittel der Einfuhren 
ausmacht, die Lebensgrundlage für 20% der Bevölkerung bildet und durch die Einführung von Visa 
zum 1. Juli unmittelbar bedroht ist?

3. Ist die Kommission nicht der Ansicht, dass die Erhaltung und Förderung dieser traditionellen 
sozioökonomischen Strukturen zwischen den Beitrittsländern und den osteuropäischen Partnern die 
Optimierung, wenn nicht gar die völlige Neugestaltung der Koordination der 
Gemeinschaftsprogramme Phare und Tacis sowie Interreg und Phare CBC voraussetzt?


